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38 Die in § 3 I enthaltene Anforderung, bei der Errichtung und Nutzung baulicher Anla-

gen insbesondere Leben, Gesundheit und die natiirlichen Lebensgrundlagen nicht zu
bedrohen, kann im Einzelfall Nachbarschutz bewirken. Dies vor allem dann, wenn das
relevante Schutzgut nicht von einer — nachbarschiitzenden — Detailanforderung in der
LBO oder einem Fachgesetz abgedeckt ist, sondern auf diesen grundlegenden Schutz
zuriickgegriffen werden muss.

ZWEITER TEIL
Das Grundstiick und seine Bebauung

§4
Bebauung der Grundstiicke

(1) Gebéude diirfen nur errichtet werden, wenn das Grundstiick in angemesse-
ner Breite an einer befahrbaren offentlichen Verkehrsfliche liegt oder eine
befahrbare, o6ffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt zu einer befahrbaren
offentlichen Verkehrsfliche hat; bei Wohnwegen kann auf die Befahrbarkeit
verzichtet werden, wenn keine Bedenken wegen des Brandschutzes bestehen.

(2) Die Errichtung eines Gebiudes auf mehreren Grundstiicken ist zulissig,
wenn durch Baulast gesichert ist, dass keine Verhiltnisse eintreten kénnen, die
den Vorschriften dieses Gesetzes oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Vorschriften zuwiderlaufen.

(3) 'Bauliche Anlagen mit Feuerstitten miissen von Wildern, Mooren und Hei-
den mindestens 30 m entfernt sein; die gleiche Entfernung ist mit Gebauden
von Wildern sowie mit Wildern von Gebauden einzuhalten. 2Dies gilt nicht fir
Gebaude, die nach den Festsetzungen des Bebauungsplans mit einem geringeren
Abstand als nach Satz 1 zulissig sind, sowie fiir bauliche Anderungen und Nut-
zungsinderungen rechtmaBig bestehender baulicher Anlagen. >Ausnahmen
konnen zugelassen werden. “GroBere Abstiande konnen verlangt werden, soweit
dies wegen des Brandschutzes oder zur Sicherheit der Gebaude erforderlich ist.
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A. Allgemeines

§ 4 enthilt drei recht unterschiedliche Regelungen zur Bebauung von Grundstiicken.
Absatz 1 enthilt die bauordnungsrechtlichen Anforderungen an die ErschlieRung von
Baugrundstiicken, nimlich die unmittelbare Lage an einer offentlichen Verkehrsfla-
che. Absatz 2 definiert Voraussetzungen, unter denen ein Gebiude auf mehreren
Grundstiicken errichtet werden kann. Absatz 3 beinhaltet den sog. Waldabstand und
in diesem Zusammenhang einen Mindestabstand zwischen Gebiuden und einem
Wald, regelt im Weiteren, unter welchen Voraussetzungen diese Abstandsanforderung
nicht gilt, und l4sst Ausnahmen i.S.v. § 56 III zu.

Zum Waldabstand ist anzumerken, dass diese Regelung in der baden-wiirttembergi-
schen Landesbauordnung iiberrascht, die Regelungsinhalte weder in Bezug auf die
zugrundeliegenden Schutzgiiter noch in sich konsistent sind und in der baurechtli-
chen Praxis den Adressaten kaum iiberzeugend erklirt werden kénnen. Die Waldab-
standsregelungen wurden 1972 in die Landesbauordnung eingefiigt und inzwischen
mehrfach i.S.v. Einschrinkungen ihrer Geltung geindert;) die Musterbauordnung?
enthilt keine vergleichbare Regelung.®)

B. Notwendige Erschliefung
I. Begriff der ErschlieBung

Fur die bauplanungsrechtliche wie auch fiir die bauordnungsrechtliche Zulissigkeit
von Vorhaben i.S.d. § 29 BauGB bzw. von Gebduden i.S.v. § 2 II ist die gesicherte
ErschlieRung des Baugrundstiicks eine unabdingbare Voraussetzung.” Wihrend der
bauplanungsrechtliche Begriff der Erschliefung ein umfassender ist und neben dem
Anschluss an die 6rtlichen Verkehrsflichen® auch die ErschlieRung mit Wasser,
Abwasser, Strom und weiterer Energie bzw. Wirme sowie Telekommunikation
umfasst, beschrinkt sich der bauordnungsrechtliche ErschlieRungsbegriff auf die Lage
an einer 6ffentlichen Verkehrsfliche. Der bauplanungsrechtliche Begriff der Erschlie-
Rung wird durch das Bauordnungsrecht weder erginzt noch verindert. Die bauord-
nungsrechtlichen Anforderungen an die Lage des Baugrundstiicks an einer befahrba-
ren offentlichen Verkehrsfliche decken sich zwar teilweise mit dem bundesrechtlichen

1) LBO 1972, in Kraft seit 01.07.1972; in der ab dem 01. Mirz 2010 geltenden Fassung wurde
eingefiigt: , Dies gilt nicht fiir Gebiude, die nach den Festsetzungen des Bebauungsplans mit
einem geringeren Abstand als nach Satz 1 zulissig sind, sowie fiir bauliche Anderungen recht-
mifig bestehender baulicher Anlagen“ und mit der ab dem 29.06.2025 geltenden Fassung
wurde auch die Nutzungsinderung rechtmiRig bestehender Gebiude von der Geltung des
Waldabstandes ausgenommen.

Fassung 2002, zuletzt gedndert durch Beschluss der Bauministerkonferenz vom 26./27.09.2024.
Systematisch besser passend wire eine solche Regelung im Landeswaldgesetz.

S.a. §§ 30, 33, 34 und 35 BauGB.

Auch im Hinblick auf die Leistungsfihigkeit der Erschliefungsanlage — BVerwG (U),
19.09.1986 — 4 C 15.84.

2
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4
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ErschlieRungserfordernis, sind jedoch gem. § 29 II BauGB eigenstindig beachtlich®
und stehen somit neben diesem.

Die mit der notwendigen ErschlieRung verfolgten Schutzziele sind insbesondere die
in § 31 geforderte 6ffentliche Sicherheit und Ordnung im Allgemeinen und hier die
Zufahrtsmoglichkeit fiir Fahrzeuge der Feuerwehr, der Rettungsdienste und der Poli-
zeibehorde im Konkreten. Insbesondere kommt den in § 15 enthaltenen brandschutz-
rechtlichen Schutzzielen ,Rettung von Menschen und Tieren“ sowie ,wirksame Losch-
arbeiten” eine hervorgehobene Bedeutung zu. Dies wird z.B. auch durch die Anforde-
rungen an die Zufahrt zu Baugrundstiicken in § 15 VI und die Loschwasserversorgung
in § 15 VIII deutlich.

II. Befahrbare 6ffentliche Verkehrsfléichen

Nach § 4 I Satz 1 diirfen Gebdude nur errichtet werden, wenn das Grundstiick in ange-
messener Breite an einer befahrbaren offentlichen Verkehrsfliche liegt. Die Erschlie-
fungsanforderung beschrinkt sich durch den explizit verwendeten Begriff auf
Gebiude; bauliche Anlagen, die kein Gebidude sind, unterfallen somit nicht dieser
Anforderung.” Der hier verwendete Begriff des Grundstiicks kniipft — ebenso wie der
stadtebaurechtliche Grundstiicksbegriff — an das Grundstiick im grundbuchrechtlichen
Sinne — also an das Buchgrundstiick® — an.

Eine 6ffentliche Verkehrsfliche ist eine dem 6ffentlichen Verkehr gewidmete Fliche.®)
Diese muss nach ihrer Breite und ihrem Ausbauzustand i.d.R. fiir alle iiblichen Kraft-
fahrzeuge befahrbar sein — so z.B. auch fiir Fahrzeuge der Feuerwehr, der Rettungs-
dienste, der Polizeibehorde oder der Miillabfuhr. Dies ist der Fall, wenn eine lichte
Breite von mindestens 3 m und eine lichte Hohe von mindestens 3,5 m gewihrleistet
ist.'9) Es ist ausreichend, wenn die Verkehrsfliche tatsichlich befahrbar ist; sie muss
nicht auch rechtlich (uneingeschrinkt) befahrbar sein; insoweit kann auch eine Fuf3-
gingerzone oder ein landwirtschaftlicher Weg die erforderliche ErschlieRung sicher-
stellen.

In angemessener Breite liegt ein Grundstiick dann an einer 6ffentlicher Verkehrsfla-
che, wenn eine gemeinsame Grenze von mindestens 3 m vorliegt.'” Die tatsichliche
Moglichkeit der Zufahrt kann — so z.B. bei groferen oder gewerblich genutzten
Grundstiicken — fiir eine zweckentsprechende Nutzung notwendig sein, ist jedoch
rechtlich nicht regelmifig erforderlich. Deshalb ist die bauordnungsrechtliche

6) S.a. Johlen in: Berliner Kommentar zum Baugesetzbuch, § 30 Rn. 12 ff.
7) So gelten etwa Sport- oder Spielflichen i.S.v. § 11 Satz 3 Nr. 4 als bauliche Anlagen - sind
aber keine Gebiude und unterliegen somit nicht der Geltung von § 4 L.

8) Ein Buchgrundstiick ist der Teil der Erdoberfliche, der im Grundbuch als eigenstindiges
Grundstiick in einem gesonderten Grundbuchblatt oder unter einer besonderen Nummer
eines gemeinschaftlichen Grundstiicksblatte gefithrt wird - s.a.: §§ 3 und 4 der Grundbuchord-
nung sowie: BVerwG (U), 14.02.1991 — 4 C 51.87.

Dies konnte von dem Begriff der Verkehrsfliche ausgehend auch eine Schienenstrecke oder
eine Wasserstrafe sein; in Bezug auf das offentliche Baurecht sind aber nur Straflen, Wege
oder sonstige mit Kraftfahrzeugen befahrbare Flichen von Bedeutung; s.a.: § 5 Straflengesetz
Baden-Wiirttemberg und § 2 Bundesfernstrafengesetz.

Siehe § 15 VI und VwV Feuerwehrflichen.

HessVGH (B), 04.07.2023 — 4 B 518/23, juris; OVG NRW (U), 30.10.2009 — 7 A 2548/08,
BauR 2010, S. 446 — ein 2 m breiter Weg ist nicht geeignet, die Erreichbarkeit des Vorhaben-
grundstiicks sicherzustellen.

2
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Zuginglichkeit im Regelfall auch dann gegeben, wenn ein Grundstiick von der Strafle
aus nur fulliufig betreten werden kann, etwa — was in Baden-Wiirttemberg nicht
untypisch ist — das Gebiude auf einem Baugrundstiick in Hanglage von der Strafe
aus nur Uber Treppen zu erreichen ist. So kann etwa die Erschliefung gewihrleistet
sein, obwohl die 6ffentliche Verkehrsfliche von einer Hecke begrenzt wird oder ein
Hohenunterschied zwischen beiden Flichen vorhanden ist, soweit der zwischen
StraRe und Baugrundstiick liegende Zwischenraum in zumutbarer Weise — so z.B.
iiber eine mehrstufige Treppe — itberwunden werden kann.'?

Anstatt der unmittelbaren Lage eines Grundstiicks an einer 6ffentlichen Verkehrsfli-
che fiithrt auch eine 6ffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt zu einer befahrbaren 6ffent-
lichen Verkehrsfliche zur Erfiillung der ErschlieRungsanforderung. Hier wird aus-
driicklich eine Zufahrt — also eine mit Kraftfahrzeugen tatsichlich befahrbare Fliche —
gefordert. Diese muss offentlich-rechtlich — also mit einer Baulast gem. § 71 — gesi-
chert sein. Eine privatrechtliche Sicherung beispielsweise mit einer Grunddienstbar-
keit nach § 1018 BGB'® oder eine beschrinkt persénliche Dienstbarkeit zugunsten
der Baurechtsbehérde nach § 1090 BGB ist nicht ausreichend, konnte aber die Grund-
lage fiir eine Befreiung nach § 56 V darstellen. Erst recht stellt ein bloRes Notwege-
recht nach § 917 BGB keine offentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt dar.

Mit der sog. Erschlieffungs- bzw. Zufahrtsbaulast verpflichtet sich der Eigentiimer des
belasteten Grundstiicks gegentiber der Baurechtsbehérde auf einer im Lageplan kon-
kret und eindeutig bezeichneten Fliche zugunsten des bezeichneten Grundstiicks die
Errichtung, Nutzung und Instandhaltung einer Zufahrt zur 6ffentlichen Verkehrsfli-
che zu dulden. Diese Zufahrtsbaulast ist — als flichenbezogene Baulast — nur wirksam,
wenn die auf dem Grundstiick freizuhaltende Zufahrts- bzw. Abfahrtsflichen hinrei-
chend bestimmbar sind. Dass der mit der Baulast verfolgte Zweck hinreichend
bestimmbar ist, geniigt nicht.'¥ Eine solche Zufahrtsbaulast kann auch zur Erschlie-
Rungsbeitragspflicht des sog. Hinterliegergrundstiicks fithren.!>

12) VGH BW (B), 17.11.2022 — 2 S 290/22, vd-bw.

13) Aus bundesrechtlicher Sicht reicht fiir die gesicherte Erschliefung auch eine dingliche Siche-
rung z.B. durch eine Grunddienstbarkeit - BVerwG (U), 03.05.1988 — 4 C 54.85, BauR 1988,
S. 576.

14) VGH BW (U), 04.05.2026 — 5 S 1140/14, vd-bw.

15) VGH BW (B), 23.02.2023 — 2 S 2691/22, vd-bw.
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Abb. 1: Lage an einer befahrbaren Verkehrsfliche — Wohnweg.

III. Verzicht bei Wohnwegen

Nach §41 Hs.2 kann bei Wohnwegen auf die Befahrbarkeit der Verbindung zur
offentlichen Verkehrsfliche verzichtet werden, wenn keine Bedenken wegen des
Brandschutzes bestehen. Diese Sonderregelung berticksichtigt besondere stidtebauli-
che Bauweisen wie Doppelhiuser oder Hausgruppen,'® die z.B. senkrecht zur
ErschlieRungsstraRe angeordnet sind. Hier erschliefit ein relativ schmaler, nicht mit
Kraftfahrzeugen befahrbarer sog. Wohnweg die einzelnen Baugrundstiicke und stellt
die — offentlich-rechtlich gesicherte — Verbindung der einzelnen Baugrundstiicke zur
ErschlieRungsstrafle dar.

Diese Erschlieffungsvariante setzt voraus, dass keine Bedenken wegen des Brandschut-
zes bestehen. Ob Bedenken wegen des Brandschutzes bestehen, richtet sich nach den
Verhiltnissen des Einzelfalls, insbes. nach Grofe, Art und Lage des Gebiudes und
den Einsatzméglichkeiten von Feuerwehr und Rettungsdienst.!”) Keine Bedenken
bestehen, wenn der Zugang oder die Zufahrt zu den Gebiuden fiir die Feuerwehr und
die erforderliche Léschwasserversorgung gewihrleistet ist. Davon ist in aller Regel
auszugehen, wenn die Gebiude auf bereits bebauten Grundstiicken nicht mehr als
80 m und bei unbebauten Grundstiicken nicht mehr als 50 m von einer offentlichen
Verkehrsfliche entfernt sind.'® Im konkreten Einzelfall entscheidet dies die Bau-
rechtsbehtrde im Benehmen mit der zustindigen Brandschutzdienststelle.

16) S.a. § 22 Baunutzungsverordnung — Hausformen in der offenen Bauweise.

17) VGH BW (B), 22.10.2007 — 2 S 157/07, BWGZ 2008, 75.

18) S. dazu die Anforderungen zur Durchfithrung wirksamer L6sch- und Rettungsarbeiten durch
die Feuerwehr in § 15 VI.
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Bebauung der Grundstiicke

C. Absatz 2 — Gebiude auf mehreren Grundstiicken
I Gebiude iiber Grundstiicksgrenzen

Nach § 4 1II ist die Errichtung eines Gebdudes auf mehreren Grundstiicken zulissig,
wenn durch Baulast gesichert ist, dass keine Verhiltnisse eintreten konnen, die den
Vorschriften dieses Gesetzes oder den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschrif-
ten zuwiderlaufen. Die bauordnungsrechtliche Zulissigkeit eines Vorhabens weist ver-
schiedene Beziige zu dem Baugrundstiick auf. Baugrundstiick ist zunichst ein
bestimmtes Buchgrundstiick.’ Eine Errichtung eines Gebiudes auf mehreren Grund-
stiicken liegt vor, wenn das Gebiude von mindestens einer Grundstiicksgrenze durch-
laufen wird, es also auf zwei oder mehreren Buchgrundstiicken liegt. Diese Situation
ist dagegen nicht einschligig, wenn das Gebiude nahe an Grundstiicksgrenzen oder
auf einer oder mehreren Grundstiicksgrenzen errichtet werden soll. Eine bauliche
Anlage kann auch dann auf mehreren Baugrundstiicken liegen, wenn sie sich vollstin-
dig im Luftraum des Nachbargrundstiicks befindet, aber mit dem Gebiude auf dem
Baugrundstiick konstruktiv verbunden ist.?®) Widerspriiche zu Rechtsvorschriften kon-
nen auch entstehen, wenn Grundstiicksgrenzen nachtriglich geindert werden; auch
hier kann § 4 II zur Anwendung kommen.

Die Errichtung eines Gebdudes auf mehreren Buchgrundstiicken fiithrt zu Konflikten
mit bauordnungsrechtlichen Vorschriften. Dies betrifft regelmiflig die Brandwandan-
forderung gem. § 27c¢ II und kann betreffen die notwendige Erschliefung (§ 4 I), die
Lage von Abstandsflichen auf den eigenen Grundstiick nach § 5 II sowie die Herstel-
lung von Kinderspielplitzen (§ 9 II) oder von notwendigen Stellplitzen (§ 37 V).2) Es
kann auch betreffen Vorschriften aufgrund der Landesbauordnung wie z.B. bauord-
nungsrechtlichen Verordnungen oder 6rtlichen Bauvorschriften.

Eine Bebauung mehrerer Grundstiicke liegt jedoch i.d. R. nicht vor, wenn das Nachbar-
grundstiick lediglich mit Bau- oder Gebdudeteilen iiberbaut wird — der sog. Eigen-
grenziiberbau. Dies sind hiufig lediglich untergeordnete Bauteile wie z.B. ein Dach-
iiberstand oder eine nachtrigliche Wirmedimmung, kénnen aber auch gréfere
Gebiudeteile sein. Wird eine Grundstiicksgrenze durch ein Gebiude — nur im Luft-
raum oder auch in der unmittelbaren Verbindung mit dem Erdboden — iiberbaut,
wird der hintibergebaute Gebiudeteil nicht Bestandteil des iiberbauten Grundstiicks,
sondern das Gebiude bildet als einheitliches Ganzes einen wesentlichen Bestandteil
des Grundstiicks, von dem aus iibergebaut worden ist.?? Eine Uberbauung mehrere
Grundstiicke liegt nicht vor bei einer Diaprojektionswerbeanlage bei der sich Projektor
und Projektionswand auf verschiedenen Grundstiicken befinden.??)

1L Vereinigungsbaulast

Die Errichtung eines Gebdudes auf mehreren Grundstiicken ist aber dann zulissig,
wenn offentlich-rechtlich — also durch Baulast — gesichert wird, dass die bebauten

19) S.a.: § 4 LBOVVO — Angaben im schriftlichen und zeichnerischen Teil des Lageplans.

20) NdsOVG (U), 07.09.2023 — 1 LB 3/23, vd-bw — an einem Gebdude angebrachte aber vollstindig
im Luftraum des Nachbargrundstiicks liegende Werbeanlage.

21) Unabhingig davon fithrt die Errichtung eines Gebdudes auf mehreren Grundstiicken i.d.R.
auch zu Konflikten mit bauplanungsrechtlichen Vorschriften wie z.B. der offenen Bauweise
gem. § 22 IT BauNVO.

22) BGH (U), 12.10.2001 — V ZR 268/00, juris.

23) NdsOVG (U), 26.09.2000 — 1 L 96/00, BauR 2001, 379.
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Grundstiicke bauordnungsrechtlich wie ein Grundstiick zu betrachten sind. Dies
geschieht durch eine sog. Vereinigungsbaulast. In dieser erkliren die Grundstiicksei-
gentiimer gegeniiber der Baurechtsbehorde, dass die benannten Buchgrundstiicke
bauordnungsrechtlich wie ein Grundstiick — das Baugrundstiick — behandelt werden
sollen. Mit Wirksambkeit dieser Baulast werden die Grundstiicksgrenzen zwischen den
betroffenen Buchgrundstiicken bauordnungsrechtlich ausgeblendet, sind also unbe-
achtlich. Diese Baulast ist aber auch erforderlich, wenn die Grundstiickseigentiimer
identisch sind, da die baurechtliche Zulissigkeit von Vorhaben sowie auch die Wir-
kung einer Baugenehmigung unabhingig vom Eigentum sind.

Die Vereinigungsbaulast ist ein bauordnungsrechtliches Instrument und wirkt somit
unmittelbar nur in Bezug auf bauordnungsrechtliche Regelungen — also Vorschriften
der Landesbauordnung selbst, der bauordnungsrechtlichen Verordnungen und 6rtli-
chen Bauvorschriften aufgrund von § 74. Konflikte mit bauplanungsrechtlichen Rege-
lungen - so insbesondere mit den Festsetzungen eines Bebauungsplans — kénnen
damit nicht unmittelbar gelést werden. Eine entsprechende Vereinigungsbaulast kann
aber die Grundlage fiir eine entsprechende Befreiung nach § 31 II oder III BauGB
sein®¥.

Eine Vereinigungsbaulast kann jedoch nicht nur Rechtskonflikte 16sen, sondern kann
auch zu neuen Widerspriichen zu Rechtsvorschriften fithren. So z.B. in Bezug auf die
zulissige Grenzbebauung durch Garagen und Gebiude ohne Aufenthaltsriume nach
§ 61 Satz 3, da zur Ermittlung der Linge der Grenzbebauung nun die vereinigten
Buchgrundstiicke zusammen betrachtet werden.

24) Dies gilt auch fiir sog. Flichenbaulasten, mit denen ein bestimmter Anteil eines Nachbar-

grundstiicks bei der Ermittlung der GRZ, GFZ oder BMZ beriicksichtigt wird.
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Abb. 2: Anwendungsmoglichkeiten der Vereinigungsbaulast (§ 4 1I): Gebiude auf mehreren
Grundstiicken oder Erschlieung eines Hinterliegergrundstiicks.

III. Vereinigungsbaulast fiir andere Fallgestaltungen

Unterschiedliche Auffassungen gibt es beziiglich der Frage ob eine Vereinigungsbau-
last auch fiir andere Fallgestaltungen als die Errichtung eines Gebdudes auf mehreren
Grundstiicken zur Anwendung kommen kann. So z.B. fiir die Sicherung einer befahr-
baren Zufahrt (§ 4 1), die Ubernahme von Abstinden und Abstandsflichen (§§ 5 und
6), die Sicherung gemeinsamer Bauteile (§ 13) oder die Sicherung von Flichen fiir die
Herstellung von Kinderspielplitzen (§ 9 I1) oder notwendigen Stellplitzen (§ 37 V).2”
Grundsitzlich ist es vorzugswiirdig die speziellere Baulast zu wihlen — so z.B. zur
Losung eines Abstandsflichenkonflikts die Abstandsflichenbaulast oder zur Sicherung
der Erschliefung eines Hinterliegergrundstiicks die Zufahrtsbaulast. Es ist jedoch
nicht ausgeschlossen auch fiir solche Fallgestaltungen — insbesondere auch zur Losung
mehrerer Konflikte — das Instrument der Vereinigungsbaulast zu nutzen.?®

25) Hellriegel/Titarenko: Das grofe Missverstindnis der Vereinigungsbaulast — der rechtssichere
Umgang mit Baulasten, LKV 2021, S. 97; Johlen: Baulasten in der Baurechtspraxis, BauR 2018,
S.1359; Prahl: Eigentiimeridentitit, Baulast und Vereinigung der beiden Grundstiicke,
BauR 2007, S. 1675; Prahl: Zu den Grenzen der Vereinigungsbaulast im Bauordnungsrecht
am Beispiel der Zufahrtsbaulast, BauR 2003, S. 1519.

26) Soweit ersichtlich gibt es zur Frage des zulissigen Anwendungsbereichs keine dezidierte
Rechtsprechung des VGH BW.
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D. Absatz 3 — Waldabstand
I Schutzziele

§ 4 111 beinhaltet den sog. Waldabstand. Diese Regelung dient der Gebiudesicherheit,
dem Waldschutz sowie der Waldbewirtschaftung. Die Vorschrift dient der Gefahrenab-
wehr, nicht aber der Vermeidung von Haftungsanspriichen.?”)

Schutzziel des Abstandes von baulichen Anlagen mit Feuerstitten von Wildern, Moo-
ren und Heiden (§ 4 III Satz 1 Hs. 1) ist die Gefahr einer Brandentstehung in diesen
Gebieten durch Funkenflug aus den Feuerstitten der baulichen Anlagen. Die Gefahr
einer Brandentstehung in den genannten Biotoptypen ist zwar im Allgemeinen durch
klimawandelbedingte hiufigere Trocken- und Hitzeperioden aktuell eher zunehmend,
wihrend jedoch eine Brandentstehung durch von Feuerstitten ausgehendem Funken-
flug nur dann zu befiirchten ist, wenn diese mit Festbrennstoffen wie Holz oder Kohle
betrieben werden.

Schutzziel des Abstandes von Gebiuden zu Wildern (§ 4 I1I Satz 1 Hs. 2) ist die durch
umstiirzende oder abbrechende Biume bzw. Baumteile entstehende Gefahr fiir die
sich in den Gebiuden aufhaltenden Menschen sowie die Gebiude selbst. Auch diesbe-
zliglich ist festzustellen, dass klimawandelbedingt die Haufigkeit von Stiirmen oder
Gewitterereignissen eher zunimmt; dariiber hinaus fithren auch Krankheiten?® zur
mangelnden Standsicherheit von Biumen.

Schutzziel der Waldabstandsregelungen ist auch die Erleichterung der Waldbewirt-
schaftung. Dies betrifft zum einen die Entbehrlichkeit einer besonderen Beobachtung
und Pflege des zu Gebiuden hin orientierten Waldrandes wie auch eine einfachere
Waldernte.??

IL Abstinde baulicher Anlagen

Bauliche Anlagen mit Feuerstitten miissen von Wildern; Mooren und Heiden mindes-
tens 30 m entfernt sein. Erfasst von dieser Abstandsanforderung sind zunichst
Gebiude i.S.v. § 2 IIT und bauliche Anlagen, die keine Gebiude sind (§ 2 II). Feuerstit-
ten sind jedoch nach der Legaldefinition in § 2 XII Anlagen und Einrichtungen, die
in oder an Gebiuden ortsfest benutzt werden und dazu bestimmt sind, durch Verbren-
nung Wirme zu erzeugen. Insoweit kann es gemifl der Definition keine bauliche
Anlage ohne Gebiudeeigenschaft mit Feuerstitte geben. Auch praktisch sind Feuer-
stitten in aller Regel nur in Gebduden vorzufinden.*®

Wald ist jede mit Forstpflanzen (Waldbdume und Waldstriucher) bestockte Grundfli-
che. Als Wald gelten jedoch auch zahlreiche weitere Flichen, wie z.B. kahlgeschlagene
Flichen, Lichtungen, Waldwiesen oder auch bestimmte Moore, Heiden und Odfli-
chen3Y. Fiir die Beurteilung als Wald i.S.v. § 2 IWaldG ist es nicht von Bedeutung, ob
die Bestockung durch planmifliges menschliches Handeln oder ohne menschliches
Zutun entstanden ist. Auch eine Ansammlung von Waldbdumen und Waldstriuchern

27) VGH BW (U), 23.07.2020 — 5 S 824/18, vd-bw.

28) So z.B. das Eschentriebsterben — eine Baumkrankheit, die durch einen aus Ostasien stammen-
den Pilz verursacht wird (s.a.: Bundesanstalt fiir Umwelt — BFU).

29) S.a.: LT-Drs. 15/1320.

30) Insoweit sollte an dieser Stelle besser der Begriff ,Gebiude“ verwendet werden.

31) § 2 LWaldG — Waldgesetz fiir Baden-Wiirttemberg.
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auf bisher nicht im Waldverzeichnis gefithrten Flichen, die eine bestimmte Grofe
ausweist und einen flichenhaften Eindruck vermittelt, kann als Wald zu beurteilen
sein. Nicht als Wald gelten jedoch nach § 2 IV LWaldG in der Flur oder in bebauten
Gebieten gelegene Flichen, die mit einzelnen Baumgruppen, Baumreihen oder mit
Hecken bestockt sind, sowie ,zum Wohnbereich gehérende Parkanlagen®. Der Waldab-
stand gilt also nur fiir Wald i.S.d. IWaldG und nicht gegeniiber Biumen oder Baum-
gruppen auf 6ffentlichen Flichen innerhalb der bebauten Gebiete oder in privaten
Girten oder in Parkanlagen.

Moore sind Okosysteme, in denen durch Niederschlige, Grundwasserzufluss, Oberfla-
chen- oder Quellwasser der Boden permanent wassergesittigt ist. Abgestorbenes orga-
nisches Material kann aufgrund von Sauerstoffmangel daher nicht oder nur unvoll-
stindig abgebaut werden.?? Heide ist die Bezeichnung fiir einen Vegetationstyp des
Offenlandes, der durch niedrige Zwergstriucher wie z.B. Besenheide, Heidelbeere und
Preiselbeere mit immergriinem, hartem Laub geprigt ist.**

III. Waldabstand

Nach § 4 III Satz 1 Hs. 2 miissen Gebiude von Wald einen Abstand von 30 m einhal-
ten; ebenso muss Wald von Gebduden diesen Abstand einhalten. Diese Anforderung
betrifft alle Gebiude i.S. der Legaldefinition von § 2 II. Sie gilt unabhingig von dem
Vorhandensein von Aufenthaltsriumen, also beispielsweise auch fiir Garagen oder
Geritehiitten. Der Abstand wird von der dem Wald zugewandten GebiudeaufRenwand
bis zum nichstgelegenen Punkt der im Waldverzeichnis als Wald eingetragenen
Grundfliche gem. § 2 LWaldG gemessen — unabhingig davon, ob auf den Waldflichen
aktuell Bidume stehen und wie grofl diese sind. In Bezug auf die Zulassung einer
Ausnahme nach § 4 III Satz 3 sind aber die Standorteigenschaften sowie die topografi-
sche Situation durchaus von Bedeutung.

Die Waldabstandsregelungen gelten nicht fiir einzelne Biume, Baumgruppen, Alleen
oder baumbestandene Flichen, die nicht Wald i.S.v. § 2 LWaldG sind. Dies konnen
auch private Girten oder 6ffentliche Parkanlagen mit gréfReren Baumbestinden und
vor allem sehr groflen Biumen sein.

Die Anforderung des Waldabstandes gilt auch fiir den Wald selbst. Diese Regelung
betrifft Flichen, die neu als Wald angelegt werden sollen — so z.B. als Ersatz fiir eine
Waldumwandlung an anderer Stelle — oder sich auf natiirliche Weise als Wald entwi-
ckeln. In einem Bereich innerhalb des Abstandes von 30 m zu Gebiduden darf somit
auch dort, wo sich Forstpflanzen angesiedelt und zu einer stattlichen Grofe entwickelt
haben, kein Wald in das Waldverzeichnis eingetragen werden.

v. Sonderregelungen

Satz 2 von Absatz 3 beschreibt Situationen in denen die Anforderungen des Satzes 1
nicht gelten. Dies betrifft durchaus auch zahlreiche Fallgestaltungen, in denen auf-
grund eines nahegelegenen Waldes die Schutzziele in Bezug auf eine Waldbrandgefahr
und eine Gefahr durch umstiirzende Biume durchaus betroffen sein kénnen. In Fil-
len einer durch das Nebeneinander von Gebiduden (mit Aufenthaltsriumen) und Wald
entstehenden konkreten Gefahr kénnen entsprechende Entscheidungen der Bau-

32) S.a.: Definition von Bundesamt fiir Naturschutz (BfN).
33) S.a.: § 30 II Satz 1 Nr. 2 BNatSchG: Zwergstrauch-, Ginster- und Wacholderheiden.
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rechtsbehérde auf § 3 — also die grundlegenden bauordnungsrechtlichen Schutzziele
und hier insbesondere der Schutz von Leben und Gesundheit — gestiitzt werden.

Die Anforderung Waldabstand gilt nicht fiir Gebiude, die nach den Festsetzungen
des Bebauungsplans mit einem geringeren Abstand als 30 m zulissig sind. Dies ist
insbesondere der Fall, wenn der Bebauungsplan mit Baugrenzen gem. § 23 III Bau-
NVO iiberbaubare Grundstiicksflichen festsetzt und innerhalb dieser ein Gebiude
errichtet werden soll. Aber beispielsweise auch dann, wenn im Geltungsbereich eines —
ggf. auch nicht qualifizierten — Bebauungsplans (§ 30 III BauGB) die Errichtung von
Gebiuden im waldnahen Bereich lediglich nicht ausgeschlossen ist.

Hiufig konnen solche Situationen zu finden sein im Geltungsbereich von Bebauungs-
planen, die vor Mitte 1972 beschlossen wurden, da es bis zu diesem Zeitpunkt keine
Waldabstandsregelung in der Landesbauordnung gab. Dariiber gibt es aber auch
durchaus jiingere Bebauungspline, die eine waldnahe Bebauung zulassen.> Soweit
diese Bebauungspline wirksam sind, ist § 4 I1I nicht anzuwenden.

Die Anforderung eines Waldabstandes gilt auch nicht fiir bauliche Anderungen und
Nutzungsinderungen rechtmifig bestehender baulicher Anlagen. Eine bauliche
Anlage besteht rechtmifig, wenn sie iiber eine Baugenehmigung verfiigt und so wie
genehmigt errichtet wurde und genutzt wird. Sie ist aber auch dann rechtmifig, wenn
sie zu irgendeinem Zeitpunkt ihres Bestehens hitte genehmigt werden kénnen — also
den geltenden materiellen Anforderungen nicht widersprochen hat.>>) Mit dieser Rege-
lung soll fiir rechtmiflig bestehende, aber den Waldabstand unterschreitende Gebiude
eine tiber den baurechtliche Bestandsschutz hinausgehende Bestandssicherung erfol-
gen. So sollen solche Gebiude baulich weiterentwickelt und — seit 2025 — auch in der
Nutzung geindert werden kénnen.>®

Bauliche Anderungen beinhalten die Verinderung von Bauteilen, aber auch das Hin-
zufiigen von Bauteilen. Unter diesen Begriff fallen somit auch Anbauten und Aufsto-
ckungen. Dabei ist es unerheblich, ob z.B. ein Anbau auf der waldabgewandten oder
der waldzugewandten Seite errichtet werden soll. Auch fiir einen Dachausbau oder
eine ein- oder zweigeschossige Aufstockung eines rechtmiflig bestehenden Gebiudes
gilt der Waldabstand nicht. Die vorgesehene Nutzung der im waldnahen Anbau oder
in der Aufstockung vorgesehenen Riume ist ohne Relevanz — hier konnen ohne jede
Beschrinkung Aufenthaltsrdume eingerichtet werden. Wird aber durch die baulichen
Anderungen die Identitit des bestandsgeschiitzten Gebiudes verlassen — es entsteht
ein sog. Aliud — handelt es sich nicht mehr um bauliche Anderungen, es entsteht
vielmehr etwas Neues.

Eine Nutzungsinderung liegt vor, wenn die Variationsbreite der in der Baugenehmi-
gung beschriebene Nutzung verlassen wird.?”) Im Regelfall fithrt eine Nutzungsinde-
rung zum Verlust des baurechtlichen Bestandsschutzes i.S.v. § 76 I. Hier wird aber

34) In diesen Fillen konnte die Festsetzung der iiberbaubaren Grundstiicksflichen unter Beriick-
sichtigung der Belange der Gebaudesicherheit, des Waldschutzes und der Waldbewirtschaf-
tung in der Abwigung — durchaus rechtmifig — in einem geringeren Waldabstand erfolgen.

35) S. die Legaldefinition des baurechtlichen Bestandsschutzes in § 76 I.

36) VGH BW (B), 29.08.2022 — 3 S 149/21, vd-bw — allerdings noch zur Fassung der LBO 2019, in
der nur bauliche Anderungen privilegiert zuldssig waren.

37) Dies ist z.B. bereits dann der Fall, wenn die Nutzung von Wohnen in Ferienwohnen oder
Biiroflichen fiir freiberufliche Aktivititen geidndert werden soll.
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auch die Nutzungsinderung explizit privilegiert; insoweit also der Bestandsschutz fur
diese Fallgestaltung ausgeweitet.*® Unabdingbare Voraussetzung fiir die Nichtgeltung
des Waldabstandes ist, dass die urspriingliche Nutzung rechtmifig bestand — also
genehmigt wurde oder zumindest zu irgendeinem Zeitpunkt des Bestehens materiell
zulissig war. Die Nutzungsinderung kann jedoch ggf. mit einer deutlichen Erhéhung
des Gefahrenpotenzials einhergehen; hier ist — soweit erforderlich — fiir Nebenbestim-
mungen auf § 3 I zuriickzugreifen.?)

Auch fiir die Kombination von baulicher Anderung und Nutzungsinderung rechtmi-
Rig errichteter Gebiude gilt der Waldabstand nicht. In diesem Fall wird aber die
Schwelle zu einem Aliud - es entsteht etwas Neues — deutlich geringer sein.

Soweit die Waldabstandsregelungen aufgrund von § 4 II nicht anzuwenden sind, kann
aber trotzdem aufgrund der Nihe von Gebiuden zum Wald eine Gefahrensituation
bestehen. Abstrakte Gefahren, die dadurch bestehen, dass jeder Baum umfallen und
in diesem Sinn gefihrlich sein kann, reichen generell nicht als Begriindung fiir bau-
rechtliche Mafnahmen. Besteht aber eine konkrete Gefahr fiir Leben und Gesundheit
bei der Nutzung waldnaher Gebiude, weil z.B. das Waldgrundstiick hoher liegt oder
steil ansteigt, kann die Baurechtsbehorde unmittelbar auf der Grundlage von § 3 I
zusitzliche bauliche Anforderungen stellen oder MaRnahmen nach § 47 I ergreifen.*®

Abb. 3: Waldabstand von 30 m — gilt nicht fiir Lage in Bebauungsplan, bauliche Anderung und
Nutzungsinderung (§ 4 11I).

V. Ausnahmen

Satz 3 von Absatz 3 formuliert lapidar: Ausnahmen kénnen zugelassen werden. Dies
ist eine Ausnahme i.S.v. § 56 III, die zugelassen werden kann, wenn sie mit den
offentlichen Belangen vereinbar ist und die fiir die Ausnahme festgelegten Vorausset-
zungen vorliegen. Entsprechende Voraussetzungen werden in dieser Regelung nicht

38) Andere Vorschriften des 6ffentlichen Baurechts bleiben unberiihrt — die neue Nutzung muss
also insbesondere auch bauplanungsrechtlich zulissig sein.

39) So z.B. die Nutzungsinderung zu einer Waldgaststitte oder einem Waldkindergarten.

40) OVG Rh.-Pf. (U), 24.05.2017 — 8 A 11822/16, juris; LT-Drs. 15/1320, S. 1-3, — zur Anwendung
von § 4 I1I i.d.F. ab 01. Mirz 2010.
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((Alternativtext der Grafik vorhanden, Text folgt in 2 Kommentaren: ))

(1) Mehrere rechteckige Gebäude, die in einer Reihe angeordnet sind. Die Gebäude auf der linken Seite sind durch gestrichelte Linien v...

(2)...on den anderen abgetrennt und stehen näher an einer wellenförmigen Begrenzung, die den Waldrand symbolisiert.
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festgelegt; insoweit ist im Rahmen der Ermessensentscheidung die Vereinbarkeit mit
den 6ffentlichen Belangen zu priifen. Diese wire im konkreten Fall der grundlegend in
§ 3 I formulierte Schutz von Leben und Gesundheit sowie die in § 4 111 konkretisierten
Schutzziele, also die Vermeidung von Gefahren in Bezug auf die Entstehung von Wald-
brianden bzw. die von Waldbrinden ausgehenden Gefahren auf Gebidude, die Waldbe-
wirtschaftung sowie die von abbrechenden Asten bzw. umstiirzenden Biumen ausge-
henden Gefahren. In dem letztgenannten Fall geht es um den Schutz der sich in den
Gebiuden aufhaltenden Menschen*) und den Schutz der Gebdude selbst. Vorausset-
zung zur Erteilung einer Ausnahme ist also, dass in einem konkreten atypischen Fall
die genannten Schutzziele nicht oder nicht erheblich betroffen sind oder dass Mafsnah-
men ergriffen werden, die z.B. die Gefahrensituation auf das Maf einer abstrakten
Gefahr beschrinken. Nicht gefolgt werden kann der ,gefestigten“ Rechtsprechung des
VGH BW darin, dass eine Ausnahme ausschlie8lich im Falle einer atypischen Gefah-
rensituation erteilt werden kénne.*?)

Geringere Abstinde konnen in aller Regel bei Gebiuden ohne Aufenthaltsriume und
ohne Feuerstitten wie Garagen, Geritehiitten oder Feldscheunen zugelassen werden.
Hier besteht weder eine Waldbrandgefahr noch eine Gefahr fiir sich in den Gebiuden
aufhaltenden Menschen.*®) Alleine der Aspekt einer unbehinderten Waldbewirtschaf-
tung wire — unter Beriicksichtigung der geringeren Bedeutung dieser Gebdude — in
der konkreten Ermessensentscheidung zu wiirdigen.

In Bezug auf die Gefahr durch umstiirzende Baume kann es wegen spezieller Stand-
ortverhiltnisse sowie einer besonderen Topografie atypische Verhiltnisse geben. Einer-
seits wire dies der Fall, wenn aufgrund der Standortverhiltnisse — z.B. felsiger Unter-
grund — nicht mit dem Aufwuchs gréflerer Biume zu rechnen ist. Andererseits ist
dies der Fall, wenn das Waldgrundstiick tiefer liegt oder steil nach unten abfillt. In
diesen Fillen ist eine Ausnahme ohne weitere Anforderungen zu erteilen.*¥

Erklirt sich beispielsweise der Waldeigentiimer bereit, den Waldrand innerhalb des
Abstandes von 30 m so zu bewirtschaften und zu pflegen, dass eine tiber eine abstrakte
Gefahr hinausgehende Gefahrensituation nicht vorliegt, wire der Zweck der Regelung
in Bezug auf die von umstiirzenden Biumen ausgehenden Gefahren erfiillt.**) Die
entsprechende Verpflichtung des Waldeigentiimers ist 6ffentlich-rechtlich — also mit
einer Baulast — zu sichern.

Auch eine statische Ertiichtigung eines geplanten Gebiudes kann die durch umstiir-
zende Biume moglichen Gefahren soweit begrenzen, dass eine Ausnahme vom Wald-
abstand zu erteilen ist. Bei einer entsprechend stabilen Gebidudekonstruktion besteht
fiir sich im Gebiude aufhaltende Menschen auch bei einem umstiirzenden Baum

41) Bei Sturm oder Unwetter — also einer Situation, in der in einem erhohten Mafl mit abbrechen-
den Asten oder umstiirzenden Biumen zu rechnen ist — wird sich ein verstindiger Mensch
nicht auferhalb der schutzbietenden Gebaude aufhalten.

42) VGH BW (B), 27.10.2017 - 8 S 576/16, vd-bw.

43) Die gilt aber nicht fiir Wochenendhiuser — diese beinhalten Aufenthaltsriume; s.a.: VG Stutt-
gart (U), 17.02.2016 — 2 K 2219/14, vd-bw.

44) Zum Ausschluss der Gefahr durch Funkenflug: siehe Rn. 42.

45) NdsOVG (U), 24.02.2021 — 1 KN 75/18.
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keine konkrete Gefahrensituation und es werden sich auch die Schiden an dem
Gebiude selbst in einem vertretbaren Rahmen halten.*®) 47)

Die durch den Betrieb von Feuerstitten mogliche Gefahr der Brandentstehung in Wil-
dern, Mooren und Heiden kann regelmiflig durch das Verbot von mit festen Brenn-
stoffen betriebenen Feuerungsanlagen*® gebannt werden. Dariiber hinaus besteht die
Moglichkeit offenes Feuer auf dem Baugrundstiick — generell oder in Trockenperio-
den - zu untersagen. Dies kann in der Baugenehmigung als Nebenbestimmung in
Form der Auflage gem. § 36 VWVIG erfolgen.

Haftungsverzichtserklirungen sind regelmiflig nicht geeignet, die Voraussetzungen
fur die Erteilung einer Ausnahme gem. § 4 I1I Satz 3 zu schaffen, da sie gerade nicht
fur die Sicherheit des Gebiudes und der sich darin aufhaltenden Menschen sorgen.
Sie kénnen lediglich Einschrinkungen der Waldbewirtschaftung vermindern.*?

Die Frage einer Ausnahme von dem Waldabstandsgebot stellt sich beispielsweise in
Bezug auf die BauliickenschlieRung einer am Waldrand gelegenen und nach § 34
BauGB zu beurteilenden Ortsrandsituation in einem besonderen Maf3e. Das Ermessen
der entscheidenden Behérde geht hier — unter der Voraussetzung der o.g. Méglichkei-
ten zur Beschrinkung moglicher Gefahren — gegen Null. Die Zulissigkeit einer Aus-
nahme vom Waldabstandsgebot stellt sich auch fiir Gebiude, die aufgrund der vorgese-
henen Nutzung auf eine Lage innerhalb des Waldes angewiesen sind. So z.B. Wald-
gaststitten in Erholungsgebieten oder Waldkindergirten. Aufgrund der groReren
Anzahl und der ggf. grofReren Schutzbediirftigkeit der sich hier aufhaltenden Men-
schen sind an die Minderung moglicher Gefahren durch herabfallende Baumteile bzw.
umstiirzende Biaume hohere Anforderungen zu stellen. Die Zulassung der Ausnahme
sollte in solchen Fillen in Abstimmung und im Einvernehmen mit dem Waldeigentii-
mer und der Forstbehérde erfolgen.

VI Groflere Abstinde

Nach § 4 III Satz 4 kénnen auch grofere Abstinde als 30 m verlangt werden, soweit
dies wegen des Brandschutzes oder zur Sicherheit der Gebiude erforderlich ist.

Die Gefahr eines Brandes von Wildern, Mooren und Heiden durch Funkenflug kann
gut mit entsprechenden Nebenbestimmungen vermindert werden. So wire es in der
Situation einer hoheren Wahrscheinlichkeit oder moglicher groflerer Folgen einer

46) Dies ist umstritten, aber insbes. im Falle von Bauliickenschliefungen in nach § 34 BauGB zu
beurteilende Situation eine der wenigen sinnvollen Lésungen; s.a. VGH BW (B), 27.10.2017 —
8 S 576/16, vd-bw; VGH BW (U), 06.03.1985 — 3 S 2670/83 BWGZ 1985, S. 755.

Unabhingig davon gilt fiir den Waldeigentiimer die Verkehrssicherungspflicht, also die not-
wendigen und zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um eine Schidigung anderer méglichst
zu verhindern - stindige Rechtsprechung BGH wie z.B. BGH (U), 16.05.2006 — VI ZR 189/
05 oder BGH (U), 19.12.1989 — VI ZR 182/89.

Nur bei der Verbrennung fester Brennstoffe wie Holz oder Kohle ist iiblicherweise mit einem
Funkenflug und somit mit einer Brandentstehung in angrenzenden Bereichen zu rechnen.
VGH BW (U), 07.12.1988 — 3 S 2993/88, BauR 1989, 441: Wer sein als Wochenendhaus geneh-
migtes Gebidude entsprechend den Festsetzungen eines Bebauungsplans so nahe an den Wald-
rand stellt, dass die nicht nur entfernte Moglichkeit eines Schadens durch Windbruch, Schnee-
bruch oder Eisbruch oder besonders beim Fillen und Ausasten grenznaher Biume entsteht,
beeintrichtig den Waldeigentiimer i.d.R. unzumutbar in der forstwirtschaftlichen Nutzung
seines Waldes, wenn er keine entsprechende Haftungsverzichtserklirung und Haftungsfrei-
stellungserklirung abgibt und grundbuchrechtlich sichert.
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Brandentstehung®® méglich, neben der Verwendung fester Brennstoffe in Feuerstit-
ten auch jedes offene Feuer auf dem Baugrundstiick zu untersagen.

Grofere Abstinde zur Sicherheit der Gebidude konnen notwendig werden, wenn ent-
weder aufgrund der Standortverhiltnisse mit einer Baumhaohe von deutlich mehr als
30 m zu rechnen ist oder wenn aufgrund der topografischen Verhiltnisse umstiirzende
Biume zu grofieren Schiden fithren kénnen. Dies ist insbesondere der Fall, wenn das
Waldgrundstiick in Relation zu den danebenstehenden Geb4duden hoher liegt oder steil
ansteigt.

E. Nachbarschutz
I ErschlieRung

Die in § 4 I enthaltene Anforderung einer gesicherten Erschliefung dient dem éffentli-
chen Interesse an der Zuginglichkeit bebauter Grundstiicke. Auch entsprechende
Zufahrtsbaulasten entfalten keinen unmittelbaren Nachbarschutz, da die Duldung der
Zufahrt durch den Belasteten gegeniiber der Baurechtsbehérde erklirt wurde. Insoweit
betrifft eine solche Baulast lediglich im Verhiltnis der Baurechtsbehérde zu dem Bau-
lastbegiinstigten einzelne Voraussetzungen fiir die Genehmigungs- oder Dispensfihig-
keit eines Vorhabens. Ihr kommt insoweit eine rein tatsichlich begiinstigende Wir-
kung zu, die sich als bloRer Reflex erweist.>!)

IL. Vereinigungsbaulast

Die gegeniiber der Baurechtsbehorde erklirte Vereinigungsbaulast dient dem offentli-
chen Interesse, dass die Errichtung eines Gebiudes auf mehreren Grundstiicken nicht
im Widerspruch zu bauordnungsrechtlichen Vorschriften steht. Die Baulasterkliren-
den nehmen nur reflexartig an den Vorziigen dieser 6ffentlich-rechtlichen Sicherung
teil, verlieren aber gleichzeitig die Rolle des Baunachbarn und die damit verbundenen
Rechte.>?

Da eine bauordnungsrechtliche Baulast den bauplanungsrechtlichen Grundstiicksbe-
griff nicht verindern kann, besteht das in § 151 Satz 2 BauNVO oder § 34 BauGB
enthaltene Gebot der baunachbarlichen Riicksichtnahme weiter. Dieses vermittelt
somit auch weiterhin grundsitzlich bauplanungsrechtlichen Drittschutz auch auf
durch Baulast (bauordnungsrechtlich) vereinigten Grundstiicken.>?

I11. Waldabstand

§ 4 I1I Satz 1 vermittelt Nachbarschutz zum einen in Beziehung auf den notwendigen
Abstand von baulichen Anlagen mit Feuerstitten zum Wald. Diese Regelung schiitzt
also Eigentlimer von Wald, Mooren und Heiden in Bezug auf die Brandiibertragung
durch Funkenflug.>

50) So fithren z.B. Moorbrinde zu gravierenden Umweltauswirkungen und sind nur sehr schwer
erfolgreich zu bekimpfen.

51) VG Karlsruhe (B), 27.04.2023 — 2 K 564/23, juris; OVG NRW (B), 14.01.2014 — 2 B 1476/13,
juris.

52) VG Karlsruhe (U), 25.05.2023 — 2 K 3265/22.

53) BVerwG (U), 07.12.2000 — 4 C 3.00, BauR 2001, S. 914.

54) VGH BW (B), 27.10.2017 — 8 S 576/16, juris.

132 | Busch



Abstandsflachen

§ 4 III Satz 1 vermittelt ebenso Nachbarschutz in Beziehung auf den notwendigen
Abstand von Wald zu Gebiuden, also in den Fillen, in denen Wald gebdudenah neu
angelegt wird oder im Laufe der Zeit innerhalb des Abstandes von 30 m zu Gebiuden
Wald entsteht.

Die Regelung des Waldabstands dient jedoch nicht der Vermeidung von Haftungsan-
spriichen, die durch umstiirzende Biume oder herabfallende Aste entstehen
kénnen.>

§5
Abstandsflichen

(1) "Vor den AuBenwiinden von baulichen Anlagen miissen Abstandsflachen lie-
gen, die von oberirdischen baulichen Anlagen freizuhalten sind. 2Eine Abstands-
flache ist nicht erforderlich vor AuBenwinden an Grundstiicksgrenzen, wenn
nach planungsrechtlichen Vorschriften

1. an die Grenze gebaut werden muss, es sei denn, die vorhandene Bebauung
erfordert eine Abstandsfliche, oder

2. an die Grenze gebaut werden darf und o6ffentlich-rechtlich gesichert ist,
dass auf dem Nachbargrundstiick ebenfalls an die Grenze gebaut wird.

>Die offentlich-rechtliche Sicherung ist nicht erforderlich, wenn nach einer
festgesetzten oder in der naheren Umgebung im Sinne von § 34 Absatz 1 Satz 1
des Baugesetzbuchs (BauGB) vorhandenen Bauweise unabhingig von der Bebau-
ung auf dem Nachbargrundstiick an die Grenze gebaut werden darf.

(2) 'Die Abstandsflichen miissen auf dem Grundstiick selbst liegen. 2Sie diirfen
auch auf 6ffentlichen Verkehrsflachen, 6ffentlichen Griinflichen und 6ffentli-
chen Wasserflachen liegen, bei beidseitig anbaubaren Fliachen jedoch nur bis zu
deren Mitte.

(3) 'Die Abstandsflichen diirfen sich nicht iiberdecken. 2Dies gilt nicht fiir
Abstandsflichen von AuBenwianden, die in einem Winkel von mehr als 75° zuei-
nander stehen.

(4) 'Die Tiefe der Abstandsfliche bemisst sich nach der Wandhéhe; sie wird
senkrecht zur jeweiligen Wand gemessen. *Als Wandhéhe gilt das Ma vom
Schnittpunkt der Wand mit der Gelindeoberfliche bis zum Schnittpunkt der
Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand. >Ergeben sich
bei einer Wand durch die Gelandeoberflache unterschiedliche Hohen, ist die im
Mittel gemessene Wandhohe maRBgebend. “Sie ergibt sich aus dem arithmeti-
schen Mittel der Hohenlage an den Eckpunkten der baulichen Anlage; liegen
bei einer Wand die Schnittpunkte mit der Dachhaut oder die oberen Abschliisse
verschieden hoch, gilt dies fiir den jeweiligen Wandabschnitt. °MaBgebend ist
die tatsachliche Gelandeoberfliche nach Ausfiihrung des Bauvorhabens, soweit
sie nicht zur Verringerung der Abstandsflichen angelegt wird oder wurde.

(5) '"Auf die Wandh6he werden angerechnet

1. die Hohe von Dachern oder Dachaufbauten mit einer Neigung von mehr als
70° voll und von mehr als 45° zu einem Viertel,

55) VGH BW (U), 23.07.2020 — 5 S 824/18, juris; VGH BW (U), 16.10.1996 — 3 S 2332/95; a.A.:
VGH BW (U), 07.12.1988 — 3 S 2993/88, BauR 1989, 441.

§5

LBO

52

53
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